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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 22. Januar 
2026 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 

 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 Anna-Lena Fürst, CSU   
 Josef Sattler, CSU  
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Uwe Urtel, Unsere Zukunft  
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Johannes Unholzer, FWG  
 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/Die Grünen  
 Alfred Gimpl, SPD  

 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 11. Dezember 2025. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 11. De-
zember 2025. 

Abstimmung:                8 : 0 
(ohne GRin Fürst)  

 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 11. Dezember 
2025. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 20. November 2025 informiert. 
 

 
3. Bauantrag von Elender Georg auf Sanierung, Umbau und Erweiterung eines Wohnhauses mit 
Nebengebäude auf dem Grundstück mit den Flur-Nrn. 2174 u. 2175, Gemarkung Kirchberg, 
Hörmannsberg 9. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Sanierung des bestehenden Wohnhauses und des Nebengebäudes 
- Anbau eines Esszimmers an der Nordseite im UG, ansonsten keine wesentlichen Änderungen 
- es bleibt bei 2 Wohneinheiten, wie im genehmigten Bestand 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Fläche für die Landwirtschaft 
 



Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 BauGB 
Es handelt sich um eine angemessene Erweiterung eines bestehenden Wohnhauses.  
 
Örtliche Bauvorschriften 
- keine Erhöhung des Stellplatzbedarfes 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr Nr. 386) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation  
- Niederschlagswasser: bestehende Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:    9 : 0      
 

 
4. Bauantrag von Stenglein Gerlinde auf Nutzungsänderung von Produktionshalle in eine Lagerhalle, 
Dachgeschossausbau und Errichtung eines Carports auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 2052, 
Gemarkung Haselbach, Kirchholzweg 7. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Nutzungsänderung der best. Produktionshalle in eine Lagerhalle für Baugeräte und Baumaterial 
- Dachgeschossausbau der best. Wohnung 
- Errichtung eines Carports 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB 
Durch die Nutzungsänderung der Halle ergibt sich keine stärkere Belastung des Außenbereichs. Die 
bestehende Wohnung wird angemessen um zwei Räume im Dachgeschoss erweitert. Beim Carport 
handelt es sich um eine bestehende Nebenanlage zur bestehenden Wohnung. 
 
Örtliche Bauvorschriften 
- für die beantragten Nutzungen sind 7 Stellplätze erforderlich, die auf dem Baugrundstück vorhanden 
sind 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr Nr. 332) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal  
- Niederschlagswasser: bestehender Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
 
 



Beschluss: 
 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  

 
Abstimmung:    9 : 0      

 

 
5. Bauantrag von Stenglein Gerlinde auf Erweiterung der Betriebsleiterwohnung sowie Errichtung 
einer Doppelgarage auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 2052, Gemarkung Haselbach, Kirchholzweg 
7. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Anbau einer Doppelgarage (6,47 m x 6,46 m) 
- darüberliegend Anbau eines Wohnraums mit Wintergarten als Erweiterung der bestehenden 
Betriebsleiterwohnung, Satteldach 24° 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB 
Geringfügige Erweiterung der bestehenden Wohnung sowie Schaffung zugehöriger Stellplätze 
 
Örtliche Bauvorschriften 
- für die Wohnung sind 2 Stellplätze erforderlich, die durch die geplante Doppelgarage nachgewiesen 
sind 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr Nr. 332) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal  
- Niederschlagswasser: bestehender Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:    9 : 0      
 

 
6. Bauantrag von Kandlbinder Josef auf Umbau / Erweiterung des Austragshauses in ein 
Einfamilienhaus auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 245/1, Gemarkung Tiefenbach, Leithen 2. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Entprivilegierung des bestehenden Austragshauses mit Umbau/Erweiterung 
- Anbau Doppelgarage an Nordseite mit darüberliegenden Wohnräumen 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 



 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 2 und § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 BauGB 
Angemessene Erweiterung der bestehenden Wohnung für den Eigenbedarf der Familie des 
Antragstellers. Das bestehende Wohnhaus wurde zulässigerweise errichtet (Genehmigung vom 
04.09.1970, Az. B717/70) 
 
Örtliche Bauvorschriften 
- für die Wohnung sind 2 Stellplätze erforderlich, die durch die geplante Doppelgarage nachgewiesen 
sind 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr Nr. 110) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal  
- Niederschlagswasser: bestehende Einleitung in eine private Zisterne, der Überlauf versickert auf dem 
Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:                9 : 0    
 

 
7. Beratung über den Antrag des Autosportclub Tiefenbach e.V. auf Genehmigung der 24. ADAC 
Oster-Rallye Tiefenbach am 4. April 2026. 
 
Der Autosportclub Tiefenbach e.V. hat beim Landratsamt Passau die Genehmigung für die Durchfüh-
rung der 24. ADAC Oster-Rallye 2026 am Samstag, den 04. April 2026 von 12:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
beantragt. Bei dieser Rallye sind im Gemeindegebiet Tiefenbach neben Gemeindestraßen auch die 
Kreisstraßen PA 1, PA 26, PA 36 und die Staatsstraße 2323 betroffen. Für die Genehmigung ist gemäß 
§ 29 StVO das Landratsamt Passau zuständig. Im weiteren Genehmigungsverfahren ist es erforderlich, 
dass die Gemeinde Tiefenbach ihre Zustimmung zur Nutzung ihrer Gemeindestraßen erteilt. Darüber 
hinaus muss sich die Gemeinde als Straßenbaulastträger gemäß § 45 Abs. 5 Satz 1 StVO verpflichten, 
die erforderlichen Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen zu beschaffen, anzubringen und zu ent-
fernen. Die Gemeinde müsste diese Verpflichtung – wie für die Veranstaltung in den Jahren zuvor – 
auch für die Kreisstraßen PA 1, PA 26, PA 36 und die Staatsstraße 2323 übernehmen. Dem Landratsamt 
Passau soll nun die entsprechende Zustimmung und Verpflichtungserklärung mitgeteilt werden. 
 
Der Antrag des ASC Tiefenbach e.V. vom 13. Dezember 2025 wird inhaltlich bekannt gegeben.  
 
Im Gemeindebereich soll bei der Oster-Rallye 2026 zwei Wertungsprüfungen durchgeführt werden. 
 
Wie im Vorjahr sollen die Anwohner über die Straßensperrung 6 Wochen vor der Veranstaltung und 
nochmals wenige Tage vor der Rallye durch Einwurf eines Infobriefes informiert werden.  
 
Der Bereich, in dem die Anwohner informiert werden sollen wird von der Gemeinde festgelegt. 
 
Die Aufstellung der Straßensperrungen und Umleitungsbeschilderungen soll dem ASC Tiefenbach 
übertragen werden. Es wird versichert, dass zur Aufstellung geeignetes Personal mit Befähigungsnach-
weis eingesetzt wird. 
 
 
 



 
Beschluss 1: 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt die Zustimmung zur Durchführung der Rallye und zur Sper-
rung der Strecken, wobei wiederum davon ausgegangen wird, dass durch das Rennen bedingte Stra-
ßenschäden wieder ordnungsgemäß instandgesetzt werden und auch die angrenzenden Grundstü-
cke wieder so zurückgegeben werden, wie sie vor der Veranstaltung waren. Die Gemeinde über-
nimmt als Straßenbaulastträger die Verpflichtung, die erforderlichen Verkehrszeichen und Verkehrs-
einrichtungen anzubringen und zu entfernen, auch für die Kreisstraßen PA 1, PA 26, PA 36 und für 
die Staatsstraße 2323. Der Bereich, in dem die Anwohner informiert werden sollen wird von der 
Gemeindeverwaltung festgelegt. Die Anwohner sind insgesamt mindestens zweimal, ein letztes Mal 
14 Tage vor Durchführung der Rallye über die Strecken und Zeiten der Sperrung in geeigneter Form 
zu informieren (z.B. durch Info-Flyer).  
 

Abstimmung:      8 : 1    
 

Beschluss 2: 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt die Zustimmung, dem ASC Tiefenbach die Sperrung der Stre-
cken und die erforderlichen Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen anzubringen, zu entfernen 
und zu übertragen. Das zur Aufstellung beauftragte Personal hat für die Eignung dieser Tätigkeiten 
die Befähigung nachzuweisen. 
             Abstimmung:     8 : 1     
 

 
8. Bauleitplanung – Aufstellen der Außenbereichssatzung Boderding mit den Grundstücks-
teilflächen mit den Flur-Nrn. 1433, 1435, 1437, 1438, 1439 und 1440, jeweils Gemarkung Kirchberg 
gemäß § 35 Abs. 6 BauGB – Beratung über die Abwägung aus der erneuten Beteiligung und ggf. über 
das Fassen des Satzungsbeschlusses. 
 
Den Aufstellungsbeschluss für die Außenbereichssatzung Boderding fasste der Bau- und 
Umweltausschuss in seiner Sitzung am 10. April 2025. Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte von 2. Dezember 2025 bis einschließlich 
12. Januar 2026.  
 

 

Behandlung der eingegangenen Bedenken und Anregungen aus der Öffentlichkeits- und Fachstel-

lenbeteiligung  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Kreisbau-meisterin 

Stellungnahme vom 

12.01.2026 

Der Planung formlos zugestimmt.  

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

Landratsamt 

Passau - Untere 

Naturschutzbe-

hörde  

Stellungnahme vom 

12.01.2026 

 

Der Planung formlos zugestimmt.  

Keine Abwägung erforderlich 

 

 

 



Landratsamt 

Passau -   Kreis-

brandinspektion 

Stellungnahme vom 

09.01.2026 

Es wurde bereits eine Stellungnahme abgegeben. 

Diese Stellungnahme behält weiterhin ihre Gültigkeit. Darüber hinaus wer-

den, zum vorliegenden Planungsstand, keine weiteren Anmerkungen 

bzw. Forderungen vorgebracht. 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme vom 23.10.2025: 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in Beantwortung ihrer Beteiligung im Bauleitplanverfahren darf mitgeteilt 

werden, dass seitens des abwehrenden Brandschutzes die Aufstellung 

der Außenbereichssatzung „Boderding“ in der dargestellten Form keine 

Bedenken bestehen, wenn zur Sicherstellung der Löschwasserversor-

gung die DVGW- Arbeitsblätter W 405 sowie W 331 beachtet werden. 

Eine erste Löschwasserentnahme sollte aus einem DVGW zugelassenen 

Oberflurhydranten erfolgen und max. 75m vom Bewertungsobjekt entfernt 

sein. 

Entnahmestellen mit 400 l/min (24 m3/h) sind vertretbar, wenn die ge-

samte Löschwassermenge des Grundschutzes in einem Umkreis (Ra-

dius) von 300 m aus maximal 2 Entnahmestellen sichergestellt werden 

kann. 

Für die Löschwasserversorgung aus Hydranten bestehen möglicherweise 

folgende Einschränkungen: 

• Falls durch die Löschwasserentnahme in bestimmten Netzbereichen der 

Betriebsdruck unter 1,5 bar fallen kann, sollte das Versorgungsunterneh-

men einen entsprechend höheren Mindestbetriebsdruck für die betreffen-

den Hydranten benennen. 

• Aufgrund der Hygieneanforderungen der Trinkwasserverordnung kön-

nen sich Rohrquerschnitte und Mengen ergeben, die nicht ausreichen, um 

die vorgenannten Löschwassermengen aus dem Rohrnetz zur Verfügung 

zu stellen. 

Sofern die obigen Anforderungen an die Löschwasserversorgung nicht 

hinreichend erfüllt werden können, müssen andere Möglichkeiten, zum 

Beispiel durch unterirdische Löschwasserbehälter, -brunnen, -teiche bzw. 

bei zu großen Entfernungen weitere Hydranten, erwogen werden. 

 

Die Stadtwerke Passau GmbH hat der Ge-

meinde Tiefenbach mittlerweile mitgeteilt, dass 

sie sämtliche Hydranten im Gemeindegebiet 

bezüglich der Löschwasserergiebigkeit prüfen. 

Wann der Hydrant in Boderding geprüft wird, 

kann noch nicht datiert werden. Vor Einrei-

chung eines Bauantrages ist die Löschwasser-

versorgung in Bezug auf das jeweilige Bauvor-

haben erneut zu prüfen. Im Bereich des Sat-

zungsgebietes kann als zweite Löschwasser-

entnahmestelle der Boderdinger Bach herange-

zogen werden. 

 

Abwägung vom 20.11.2025: 

In der durch den Weiler Boderding führenden 

Gemeindeverbindungsstraße, angrenzend an 

das Grundstück auf dem das Bauvorhaben er-

richtet werden soll, befindet sich ein Hydrant 

der Wasserversorgung der Stadtwerke Passau 

GmbH. 

Von der Stadtwerke Passau GmbH haben wir 

keine Stellungnahme in Bezug auf die Lösch-

wasserversorgung aus dem Wasserversor-

gungsnetz erhalten. Diese wurde erneut ange-

fragt. 

Landratsamt 

Passau – Wasser-

recht 

Stellungnahme vom 

03.12.2025 

Keine Altlasten im betroffenen Bereich lt. ABuDIS bekannt. 

Im Falle von Aufschüttungen in Zusammenhang mit einer Herstellung ei-

ner durchwurzelbaren Bodenschicht sind die §§ 6 bis 8 BBodSchV zu 

beachten. 

Auf die Verpflichtung nach § 7 BBodSchG wird hingewiesen 

Die Stellungnahme ist identisch mit der bereits 

am 15.10.2025 abgegebenen Stellungnahme. 

Abwägung zur Stellungnahme vom 20.11.2025: 

Die Hinweise werden als Hinweise in die Sat-

zung mit aufgenommen. 

Die Satzung wird unter § 6 Hinweise ergänzt: 

Im Falle von Aufschüttungen, insbesondere bei 

der Herstellung einer durchwurzelbaren Boden-

schicht, sind die Anforderungen der §§ 6 bis 8 

der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-

nung (BBodSchV) zu beachten. 

Es wird auf die Verpflichtungen nach § 7 des 

Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) 

hingewiesen. Insbesondere sind Maßnahmen 

so durchzuführen, dass schädliche Bodenver-

änderungen vermieden und die Bodenfunktio-

nen dauerhaft erhalten bleiben. 

 



 
Beschluss: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung, macht sich diese zu eigen 
und fasst den Satzungsbeschluss für die Außenbereichssatzung „Boderding“  

Abstimmung:                9 : 0    
 

 
9. Bauleitplanung – Änderung des Bebauungsplans WA „Rohrwiese“ mit DB 1 im vereinfachten 
Verfahren gemäß § 13 BauGB auf den Grundstücken mit den Flur-Nrn. 131, 132, 132/1, 135/2, 136, 
137, 139, 151/3, Teilflächen der Grundstücke mit den Flur-Nrn. von 140, 140/1, 142, 204/1, 216/2 
und 225, jeweils Gemarkung Haselbach (aktuell bestehen die vorgenannten Grundstücke aus 
mehreren Teilgrundstücken, diese werden aber noch verschmolzen) - Beratung über die Abwägung 
aus der Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange und ggf. 
über das Fassen des Satzungsbeschlusses. 
 
Den Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplans „Rohrwiese“ mit Deckblatt Nr. 1 
fasste der Bau- und Umweltausschuss in seiner Sitzung am 18. September 2025. Die Beteiligung der 
Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte von 4. Dezember 2025 bis 
einschließlich 16. Januar 2026.  
 

 

Behandlung der eingegangenen Bedenken und Anregungen aus der Öffentlichkeits- und Fachstel-

lenbeteiligung  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Landratsamt 

Passau –  

Kreisbrandinspek-

tion 

Stellungnahme vom 

09.01.2026 

zu ihrer Beteiligung im Bauleitplanverfahren zur Änderung des Bebauungs-

planes „Rohrwiese“ mit Deckblatt Nr. 1 

kann aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes mitgeteilt werden, dass 

gegen Änderung des Bebauungsplanes in 

der dargestellten Form, keine Bedenken bestehen. 

Es werden zum vorliegenden Planungsstand keine Anmerkungen bzw. 

Forderungen vorgebracht. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

 

 

Landratsamt 

Passau - Bauwe-

sen rechtlich Stel-

lungnahme vom 

12.01.2026 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans "Rohrwiese", Dbl. 1, der Ge-

meinde Tiefenbach liegt in keinem festgesetzten oder vorläufig gesicherten 

Überschwemmungsgebiet, sodass es von der Unteren Wasserrechtsbe-

hörde - Bereich "Überschwemmungsgebiete" keine Bedenken gibt. 

 

Rechtliche Beurteilung 

Die Festsetzung zu den Grenzgaragen (Ziffer 0.5.1) sollte nochmals über-

dacht werden. Die geplante Festsetzung bedeutet, dass Garagen im Sinne 

des Art. 6 Abs. 7 

Satz 1 Nr. 1 BayBO zwingend in einem Abstand von 1 m zur Grundstücks-

grenze zu errichten sind. Diese Garagen haben per Gesetz keine Ab-

standsflächen einzuhalten; warum werden dann hier abweichende Ab-

standsflächen von 1 m festgesetzt? 

Zur wasserrechtlichen Stellungnahme ist 

keine Abwägung erforderlich. 

 

 

Die Festsetzung 0.5.1 Absatz 5 wird wie 

folgt neu gefasst: 

Bei Hanglagen sind grenznahe Garagen mit 

einem Abstand von 1,00 m zur Grundstücks-

grenze zulässig. Bei grenznahen Garagen 

wird dabei ein abweichendes Maß der Ab-

standsflächen auf 1,00 m festgelegt. (Art. 6 

Abs. 5 Satz 2 BayBO i.V.m. Art. 81 BayBO)  

Landratsamt 

Passau – Kreisbau-

meisterin 

Stellungnahme vom 

12.01.2026 

formlos mitgeteilt, dass mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung aus 

städtebaulicher und bauplanungsrechtlicher Sicht Einverständnis besteht. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 



Landratsamt 

Passau – Sachge-

biet 53 Wasser-

recht 

Stellungnahme vom 

12.01.2026 

Das Sachgebiet 53 (Wasserrecht) hat mitgeteilt, dass bzgl. der Abwasser- 

und Niederschlagswasserbeseitigung keine Einwände bestehen. 

Keine Altlasten im betroffenen Bereich lt. ABuDIS bekannt. 

Im Falle von Aufschüttungen in Zusammenhang mit einer Herstellung einer 

durchwurzelbaren Bodenschicht sind die §§ 6 bis 8 BBodSchV zu beach-

ten. 

Auf die Verpflichtung nach § 7 BBodSchG wird hingewiesen. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

Landratsamt 

Passau – Techni-

scher  

Umweltschutz 

Stellungnahme vom 

09.12.2025 

Sachkomplex Lärmschutz und Luftreinhaltung (i.V. mit Nr. 2.4) 

Von Seiten des technischen Umweltschutzes bestehen keine Bedenken ge-

gen die Planung. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

Landratsamt 

Passau -Untere Na-

turschutzbehörde      

Stellungnahme vom 

10.11.2025 

formlos mitgeteilt, dass hinsichtlich der Belange des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege keine Einwände gegenüber der vorgelegten Pla-

nung bestehen. 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 
 

Beschluss: 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung, macht sich diese zu eigen 
und fasst den Satzungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplans „Rohrwiese“ mit Deckblatt 
Nr. 1 

Abstimmung:                9 : 0    
 

 
10. Bauleitplanung – Aufstellen der Satzung für die Festlegung der Grenzen für den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil Schmidöd für die Grundstücksteilflächen mit den Flur-Nrn. 720, 721, 
725, 728, 737, 738, 738/1, 739, 740 und 758, jeweils Gemarkung Tiefenbach als vorzeitige Satzung 
gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 BauGB analog in Verbindung mit der Satzung für die Einbeziehung von 
Außenbereichsflächen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Schmidöd für die 
Grundstücksteilfläche mit der Flur-Nr. 719, Gemarkung Tiefenbach gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 
3 BauGB - Beratung über die Abwägung der Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung und ggf. 
über das Fassen des Satzungsbeschlusses. 
 
Den Aufstellungsbeschluss für die Innenbereichssatzung Schmidöd fasste der Bau- und 
Umweltausschuss in seiner Sitzung am 10. April 2025. Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte von 2. Dezember 2025 bis einschließlich 
12. Januar 2026.  
 

 

Behandlung der eingegangenen Bedenken und Anregungen aus der Öffentlichkeits- und Fachstel-

lenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Wasserwirtschafts-

amt Deggendorf 

Stellungnahme vom 

07.11.2025 

mit Schreiben vom 01.12.2025 haben Sie uns erneut am Verfahren 

zur Aufstellung der Innenbereichssatzung „Schmidöd“ beteiligt. 

 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 07.11.2025. 

Überarbeitete Unterlagen wurden bislang noch nicht vorgelegt. 

 

 

Die angefragten Unterlagen werden nach Rück-

sprache mit dem bearbeitenden  Ingenieurbüro 

spätestens im Februar 2026 nachgereicht. 

 

 

Unsere Abwägung vom 20.11.2025: 



 

Niederschlagswasserbeseitigung 

Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versi-

ckert werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öf-

fentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange 

entgegenstehen. 

Hier wird Bezug genommen auf die Niederschlagswasserfreistel-

lungsverordnung – NWFreiV – vom 01.01.2000, geändert zum 

01.10.2008 und der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten 

von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 

(TRENGW) vom 17.12.2008. 

Abwasserbeseitigung 

Der Bereich Schmidöd ist an den gemeindlichen Schmutzwasserka-

nal angeschlossen. Derzeit besteht keine wasserrechtliche Geneh-

migung für die Einleitungen aus den im Kanalnetz vorhandenen 

Mischwasserentlastungen. Die Schmutzfrachtberechnung wurde uns 

bereits zur Prüfung auf Vollständigkeit und Brauchbarkeit vorgelegt, 

jedoch mussten die Antragsunterlagen zur Überarbeitung zurückge-

geben werden. 

 

 

Bei der Begründung zur Festsetzung der Versicke-

rung von Niederschlagswasser wurden die ein-

schlägigen Vorschriften und Regelwerke genannt 

und berücksichtigt. 

 

Die Antragsunterlagen auf Genehmigung für die 

Einleitungen aus den im Kanalnetz vorhandenen 

Mischwasserentlastungen wurden am 23.06.2025 

beim Landratsamt Passau eingereicht. Vor der Ein-

reichung wurden die Antragsunterlagen mit dem 

Wasserwirtschaftsamt Deggendorf in den Grundzü-

gen abgesprochen. Die nun vom Wasserwirt-

schaftsamt nachgefragten Punkte werden vom In-

genieurbüro Richter Ingenieure bearbeitet und noch 

in 2025 nachgereicht. Die Nachfragen betreffen 

auch nicht direkt den unmittelbaren Einleitungsbe-

reich der Satzung. Im Übrigen kann aus Sicht der 

Gemeinde davon ausgegangen werden, dass zum 

Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des geplanten Bau-

vorhabens die wasserrechtliche Genehmigung vor-

liegen wird. 

 

Landratsamt 

Passau –  

Untere Natur-

schutzbehörde 

Stellungnahme vom 

07.01.2026 

 

Hinsichtlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege bestehen 

gegenüber der Satzung keine grundsätzlichen Bedenken, jedoch be-

stehen noch Einwände gegenüber der Abarbeitung der Naturschutz-

fachlichen Eingriffsregelung. Da der Geltungsbereich einer Satzung 

gem. § 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB den baurechtlichen Innenbereich (§34 

BauGB) zuzuordnen ist, bestünde für die bereits bebauten Flächen 

nach Satzungsbeschluss im Gegensatz zum aktuellen Zustand nach 

Bundesnaturschutzgesetz keine Verpflichtung zur Abhandlung der 

Eingriffsregelung auf Baugenehmigungsebene. Deshalb erfolgt die 

Abhandlung der Eingriffsregelung auch für die Teile des Geltungsbe-

reichs, die sich aktuell im Außenbereich befinden, üblicherweise auf 

Ebene der Satzung. Sofern sich (z.B. aus Gründen der Belastung der 

anderen Grundstückseigentümer) gegen diese Vorgehensweise ent-

schieden wird, kann dem von Seiten des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege nur unter Aufnahme einer Festsetzung in die Satzung 

zugestimmt werden, die die Abhandlung der Eingriffsregelung auf 

Baugenehmigungsebene sicherstellt. Alternativ kann bereits auf Sat-

zungsebene ein Ausgleich festgelegt werden, der dann anschließend 

anteilig bei einer weiteren Bebauung der Grundstücke zu erbringen 

ist. Formulierungsvorschlag: Die naturschutzfachlichen Eingriffsrege-

lung gemäß den Vorgaben der Bayrischen Kompensationsverord-

nung (BayKompV) ist auf der Ebene des Baugenehmigungsverfah-

rens abzuarbeiten. 

 

 

Als Festsetzung wird mit aufgenommen: 

 

Die naturschutzfachliche Eingriffsregelung gemäß 

den Vorgaben der Bayerischen Kompensationsver-

ordnung (BayKompV) ist bei zukünftigen genehmi-

gungspflichtigen Bauvorhaben auf Ebene des Bau-

genehmigungsverfahrens abzuarbeiten. 

Landratsamt 

Passau – Kreisbau-

amt 

Stellungnahme vom 

12.01.2026 

Die Kreisbaumeisterin verweist auf ihre Stellungnahme vom 

09.11.2025 – ausgenommen die nun geänderte Art der baulichen Nut-

zung. 

 

Stellungnahme vom 09.11.2025: 

Obwohl sich der bebaute Bereich in Schmidöd in den letzten Jahren 

verdichtet hat, ist es aus bauplanungsrechtlicher Sicht fraglich, ob auf-

grund der vorhandenen Baustruktur und Nut-zungen ein im Zusam-

menhang bebauter Ortsteil nach § 34 BauGB vorliegt. 

 

 

 

 

Abwägung vom 20.11.2025: 

Siehe hierzu die obenstehende Abwägung zu c) der 

Stellungnahme des Landratsamtes Bauwesen 

rechtlich: 

 

Zu c) Aus Sicht der Gemeinde liegt in dem Pla-

nungsbereich der Innenbereichssatzung Schmidöd 

ein, zumindest angehender „im Zusammenhang 

bebauter Ortsteil“ vor. 

1.  

Zentralörtliche Einrichtungen (Wirtshaus, Kirche, 

öffentliche Plätze) sind keine zwingenden Voraus-

setzungen für das Vorliegen eines Ortsteils gemäß 



§ 34 BauGB. Die Rechtsprechung führt ausdrück-

lich aus, dass auch kleine Weiler ohne Infrastruktur 

ein „im Zusammenhang bebauter Ortsteil“ sein kön-

nen. 

Rechtsprechung: 

• BVerwG, Urteil vom 30.06.2015 – 4 C 
5.14 
Ein Ortsteil erfordert keine zentralörtli-
chen Einrichtungen; ausreichend ist eine 
„organisch gewachsene Bebauung von 
einigem Gewicht“. 

• BayVGH, Beschluss vom 23.04.2013 – 
1 CS 13.46 
Auch kleine Weiler können Ortsteile dar-
stellen; entscheidend ist die siedlungs-
strukturelle Geschlossenheit, nicht das 
Vorhandensein von Einrichtungen. 

2. 

Der Charakter eines Weilers spricht nicht gegen ei-

nen Ortsteil, sondern ist im ländlichen Raum eine 

typische Siedlungsform. Die bauliche Gruppierung 

und die gewachsene Struktur sind ortsteilprägend 

genug. 

Mit 8 Wohngebäuden und 6 Nebengebäuden 

liegt eine Bebauungsdichte vor, die oberhalb der 

Schwelle liegt, die die Rechtsprechung für einen 

Ortsteil verlangt. 

Rechtsprechung: 

• BVerwG, Urteil vom 19.03.2004 – 4 C 
5.03 
Bereits wenige Wohngebäude können 
einen Ortsteil bilden, wenn sie räumlich 
zusammenhängen und eine gewisse 
städtebauliche Aussagekraft besitzen. 

• BayVGH, Urteil vom 09.07.2009 – 1 N 
08.1750 
Für einen Ortsteil sind bereits 5–6 
Wohngebäude ausreichend, sofern sie 
eine erkennbare Siedlungsgruppe bil-
den. 

• BVerwG, Urteil vom 18.09.2003 – 4 C 
14.01 
Ein Ortsteil muss „ein gewisses Ge-
wicht“ haben, was bereits bei einer klei-
nen, aber klar abgegrenzten Bebau-
ungsgruppe der Fall ist. 

8 Hauptgebäude übersteigen den durch Rechtspre-

chung anerkannten Mindestumfang deutlich. Die 

Siedlungsgruppe ist klar wahrnehmbar und städte-

baulich prägend. 

3. 

Der Flächennutzungsplan hat keine Ortsteil-Defini-

tionswirkung. Das BVerwG betont regelmäßig, 

dass die Einordnung eines Bereichs als Innen- 

oder Außenbereich ein tatsächlicher städtebauli-

cher Befund ist, der unabhängig vom FNP besteht. 

Rechtsprechung: 

• BVerwG, Urteil vom 27.08.1998 – 4 C 
5.98 
Die Darstellung im Flächennutzungsplan 
ist lediglich ein Indiz, das die tatsächli-
che bauliche Entwicklung nicht bindet. 



• BayVGH, Beschluss vom 09.02.2011 – 
1 ZB 10.2624 
Der FNP kann die faktische Innenbe-
reichsqualität nicht „wegdefinieren“. 

Die Darstellung im FNP ist veraltet und bildet die 

tatsächliche Siedlungsentwicklung nicht korrekt ab. 

Die Innenbereichssatzung dient gerade dazu, die 

tatsächliche städtebauliche Situation rechtssicher 

darzustellen. 

4. 

Eine Innenbereichssatzung gemäß § 34 Abs. 4 

Satz 1 Nr. 2 BauGB setzt voraus, dass ein zumin-

dest angehender „im Zusammenhang bebauter 

Ortsteil“ bereits besteht. 

Diese Voraussetzungen sind erfüllt, da: 

 

das Gebiet eine bauliche Geschlossenheit auf-

weist, die Bebauung organisch gewachsen ist und 

ein klarer Siedlungskörper mit ortsbildprägender 

Wirkung vorliegt. 

Rechtsprechung: 

• BVerwG, Urteil vom 20.03.1987 – 4 C 
99.84 
Siedlungszusammenhänge werden 
durch tatsächliche bauliche Verhältnisse 
bestimmt, nicht durch Satzungen oder 
Planwerke. 

• BayVGH, Urteil vom 14.07.2004 – 14 B 
02.2940 
Eine Außenbereichssatzung darf nicht 
als Ersatz verwendet werden, wenn tat-
sächlich Innenbereichsqualität gegeben 
ist. 

Die Außenbereichssatzung ist dann nicht mehr ge-

eignet, wenn tatsächlich ein (angehender) Ortsteil 

entstanden ist. Die Innenbereichssatzung bildet 

diese städtebauliche Realität besser ab und ent-

spricht dem gesetzlichen Instrumentarium. 

 

Landratsamt 

Passau – Sachge-

biet 53, Wasser-

recht 

Stellungnahme vom 

02.12.2025 

 

Keine Altlasten im betroffenen Bereich lt. ABuDIS bekannt. 

Im Falle von Aufschüttungen in Zusammenhang mit einer Herstellung 

einer durchwurzelbaren 

Bodenschicht sind die §§ 6 bis 8 BBodSchV zu beachten. 

Auf die Verpflichtung nach § 7 BBodSchG wird hingewiesen. 

Die Hinweise wurden bereits aus der inhaltsglei-

chen Stellungnahme vom 15.10.2025 als Hinweise 

in der Satzung mit aufgenommen. 

Landratsamt 

Passau - Bauwe-

sen rechtlich Stel-

lungnahme vom 

12.01.2026 

 

Rechtliche Beurteilung 

 

a.  

Eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung liegt erst vor, wenn die 

entsprechende 

Erlaubnis erteilt ist; bis dahin sollte auch der Satzungsbeschluss 

nicht gefasst werden, um keinen falschen Rechtsschein zu erwecken 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu a) 

Die Antragsunterlagen auf Genehmigung für die 

Einleitungen aus den im Kanalnetz vorhandenen 

Mischwasserentlastungen wurden am 23.06.2025 

beim Landratsamt Passau eingereicht. Vor der Ein-

reichung wurden die Antragsunterlagen mit dem 

Wasserwirtschaftsamt Deggendorf in den Grundzü-

gen abgesprochen. Die erneut vom Wasserwirt-

schaftsamt nachgefragten Punkte werden vom In-

genieurbüro Richter Ingenieure bearbeitet und spä-

testens im Februar 2026 nachgereicht. Die Nach-

fragen betreffen auch nicht direkt den unmittelbaren 

Einleitungsbereich der Satzung. Im Übrigen kann 

aus Sicht der Gemeinde davon ausgegangen wer-

den, dass zum Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des 



 

 

 

 

 

b.  

Der erforderliche Nachweis der Sickerfähigkeit ist im Rahmen einer 

ordnungsgemäßen Erschließung bereits im Satzungsverfahren zu 

erbringen; zumal hier unseres Wissens das Bauvorhaben unmittel-

bar folgen soll 

 

 

 

 

c.  

Die Gemeinde hat sich mit den Ziffern 4c und 4d besonders intensiv 

auseinandergesetzt; gleichwohl halten wir daran fest, dass diese 

Streubebauung im Außenbereich nicht für den Erlass einer Entwick-

lungs- und Einbeziehungssatzung geeignet ist 

 

 

d.  

Wenn man der Argumentation der Gemeinde zu unserer Ziffer 4f nä-

hertreten würde, würde dies konsequenter Weise auch bedeuten, 

dass auch diese Satzung einer Genehmigung nach § 10 Abs. 2 Satz 

1 BauGB bedürfte; eine solchen können wir aber nicht in Aussicht 

stellen  

 

geplanten Bauvorhabens die wasserrechtliche Ge-

nehmigung vorliegen wird. 

 

Zu b) 

Der Nachweis der Sickerfähigkeit wird noch im Ver-

fahren erbracht werden und das Ergebnis wird in 

die Satzung mit aufgenommen. 

 

 

zu c) 

Die Gemeinde hält auch u.a. aufgrund der Unter-

stützung durch höchstrichterliche Rechtsprechung 

an ihrer Auffassung fest. 

 

Zu d) 

Die Gemeinde Tiefenbach stellt fest, dass Innen-

bereichssatzungen gemäß § 34 Abs. 4 BauGB kei-

ner Genehmigungspflicht unterliegen.  

Die vorzeitige Innenbereichssatzung steht im Ein-

klang mit der Neuaufstellung des Flächennut-

zungsplans, dessen Aufstellungsbeschluss am 

30.01.2025 gefasst wurde. Die Gemeinde beab-

sichtigt, die in der Satzung erfassten Flächen künf-

tig als Wohnbaufläche im Flächennutzungsplan 

darzustellen. 

Die Satzung wahrt damit die Grundsätze der geord-

neten städtebaulichen Entwicklung und fügt sich in 

die Systematik der Bauleitplanung und erfüllt die 

Bindungswirkung des künftigen Flächennutzungs-

plans. 

§ 8 Abs. 4 BauGB enthält zwei unterschiedliche 

Regelungsgehalte: 

1. Zulässigkeit einer vorgezogenen Pla-
nung vor FNP 

2. Genehmigungspflicht als besondere 
Kontrollkomponente 

 

Diese beiden Elemente sind rechtlich trennbar. 

Die Gemeinde übernimmt nur den ersten Rege-

lungszweck, nicht den zweiten. 

Die Gemeinde Tiefenbach stützt die vorzeitige In-

nenbereichssatzung in ihrer Zulässigkeit analog auf 

§ 8 Abs. 4 Satz 1 BauGB, da eine vergleichbare In-

teressenlage hinsichtlich der vorgezogenen städte-

baulichen Steuerung vor Inkrafttreten des Flächen-

nutzungsplans besteht. 

Die Analogie bezieht sich jedoch ausschließlich auf 

die planungsrechtliche Zulässigkeit der Vorzeitig-

keit. Eine Übertragung der Genehmigungspflicht ist 

methodisch nicht geboten, da diese an die beson-

dere Rechtsnatur des Bebauungsplans als verbind-

licher Bauleitplan anknüpft und bei Innenbereichs-

satzungen keine vergleichbare Eingriffsintensität 

besteht. 

Innenbereichssatzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB 

sind vom Gesetzgeber bewusst genehmigungsfrei 

ausgestaltet. Eine analoge Erweiterung der Geneh-

migungspflicht würde eine neue, gesetzlich nicht 



vorgesehene Wirksamkeitsvoraussetzung begrün-

den und wäre mit dem Vorbehalt des Gesetzes 

nicht vereinbar. 

Die Gemeinde macht von ihrer verfassungsrecht-

lich geschützten Planungshoheit Gebrauch, indem 

sie das Instrument der Innenbereichssatzung zur 

Sicherung einer geordneten städtebaulichen Ent-

wicklung einsetzt, ohne den künftigen Flächennut-

zungsplan zu präjudizieren. 

Die Gemeinde übernimmt § 8 Abs. 4 BauGB analog 

nur dort, wo die Interessenlage vergleichbar ist – 

bei der Vorzeitigkeit –, nicht aber dort, wo der Ge-

setzgeber bewusst eine andere Systematik für Sat-

zungen gewählt hat. 

 

 
 

Beschluss: 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung, macht sich diese zu eigen 
und fasst den Satzungsbeschluss für die Satzung für die Festlegung der Grenzen für den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil Schmidöd als vorzeitige Satzung gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 BauGB 
analog in Verbindung mit der Satzung für die Einbeziehung von Außenbereichsflächen in den im 
Zusammenhang bebauten Ortsteil Schmidöd für die Grundstücksteilfläche mit der Flur-Nr. 719, 
Gemarkung Tiefenbach gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 3 BauGB. 
 
Vor Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses ist die Versickerungsfähigkeit des Bodens auf dem 
einzubeziehenden Grundstück mit der Flur-Nr. 719, Gemarkung Tiefenbach nachzuweisen. 
 
Der Bereich der o.g. Satzungen soll als Wohnbaufläche in den sich derzeit in der Aufstellung 
befindenden neuen Flächennutzungsplan der Gemeinde Tiefenbach mit aufgenommen werden.  
 

Abstimmung:                9 : 0    
 

 
Tiefenbach, den 22.01.2026 
 
Der Vorsitzende       Der Protokollführer 
 
im Original gez.        im Original gez. 
            
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


